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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 RS 11/13 B 
 
L 3 R 179/09 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 6 R 474/06 (SG Cottbus) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. August 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 29. November 2012 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.11.2012 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung der Zeiten vom 1.9.1967 bis 30.4.1972, vom 1.10.1972 bis zum 31.12.1982 sowie 

vom 1.7.1990 bis zum 9.11.1990 als Zeiten der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung 

der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, sinngemäß auf 

Rechtsprechungsabweichung (Divergenz) sowie auf Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist offensichtlich unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Kläger 

hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich einer revisiblen Norm (vgl 

§ 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "ja" oder "nein" beantworten könnte (vgl Senatsbeschluss 

vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 

- B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009-50073 RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Formulie-

rung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, da-

mit das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann 

(Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag 

daraufhin zu untersuchen, ob sich aus ihm evtl eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern 

ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Darüber hinaus fehlt es an ausreichenden Darlegungen zur Klärungsfähigkeit. Hierzu hätte auf-

gezeigt werden müssen, dass gerade ausgehend von dem vom LSG für das Revisionsgericht 

verbindlich festgestellten Sachverhalt (§ 163 SGG) im künftigen Revisionsverfahren notwendig 

über die aufgeworfene Frage zu entscheiden sein wird und an welcher konkreten Stelle der vor-

zunehmenden rechtlichen Prüfung dies jeweils zu geschehen hat. Die Begründung schweigt 

aber bereits dazu, ob sich der von ihr mitgeteilte Sachverhalt überhaupt auf den vom LSG fest-

gestellten berufen will und ggf mit diesem ganz oder teilweise identisch ist. Da jedenfalls die blo-

ße Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten 

Sachverhalts nicht geeignet ist, die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsgericht festge-

stellten Sachverhalts zu kompensieren und es andererseits nicht dem Beschwerdegericht ob-

liegt, das angegriffene Urteil selbst nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen, ist eine 

Beurteilung der potenziellen Entscheidungsrelevanz der Rechtsfragen schon deshalb von vorn-

herein ausgeschlossen (vgl dazu Senatsbeschlüsse vom 21.2.2012 - B 5 R 222/11 B - BeckRS 

2012, 69065 RdNr 9 und vom 16.5.2012 - B 5 R 442/11 B - BeckRS 2012, 70568 RdNr 13). 

 

Soweit der Kläger mit seinem Hinweis auf "Die Entscheidungen der anderen Gerichte", ua auf 

Entscheidungen des BSG sinngemäß eine Divergenzrüge iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG erhebt, 

ist ein Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan. Insbesondere hat der Kläger keinen 

tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG herausgestellt, mit dem dieser der Rechtsprechung 

des BSG widersprochen habe. Von vorherein nicht divergenzfähig sind Entscheidungen des SG 

bzw des LSG, weil es sich dabei um keine Entscheidungen des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG handelt (vgl zu den Darlegungserfordernissen BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 f 

mwN). 

 

Auch die Verfahrensrügen haben keinen Erfolg. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-
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sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt, ihm seien weder von der Beklagten noch von den Sozialgerichten bestimmte 

Unterlagen zugänglich gemacht worden, obwohl diese als Begründung für die Ablehnung des 

Klageantrags dargelegt und einbezogen worden seien. Dadurch macht er sinngemäß eine Ver-

letzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von §§ 62, 128 Abs 2 SGG, 

Art 103 Abs 1 GG geltend. Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das LSG seine Pflicht verletzt, 

das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und zu erwägen (sog Erwägensrüge, vgl 

BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13 S 12; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil 

auf Tatsachen oder Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht äußern konnten 

(sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; BVerfGE 98, 218, 263; BSG SozR 

3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 62 

RdNr 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht 

nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches 

Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung dar-

auf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36 S 53). Darüber hinaus setzt die Gehörsrüge 

voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtli-

ches Gehör zu verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = 

SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht ge-

recht. 

 

Dem Vortrag des Klägers ist jedenfalls nicht zu entnehmen, dass er seinerseits alles getan hat, 

um sich rechtliches Gehör zu verschaffen. Insbesondere legt er nicht dar, einen Vertagungsan-

trag oder einen Antrag auf Akteneinsicht gestellt zu haben. 

 

Soweit der Kläger darüber hinaus Verstöße des Berufungsgerichts gegen die tatrichterliche 

Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) geltend macht ("Abgelehnte bzw. unbeschiedene Beweis-

anträge des Klägers"), lässt er die besonderen Anforderungen dieser Rüge unbeachtet. Denn 

nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein Verfahrensmangel "auf eine Verletzung des § 103 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist". Der Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen 

Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung signali-

sieren, dass ein Beteiligter die gerichtliche Aufklärungspflicht noch für defizitär hält (vgl dazu 
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BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 31 S 52). Diese Warnfunktion des Beweisantrags 

verfehlen Beweisgesuche, die lediglich in der Berufungsschrift oder sonstigen - die mündliche 

Verhandlung - vorbereitenden Schriftsätzen enthalten sind (BSG SozR 1500 § 160 Nr 67 S 73; 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 35 S 73). Sie sind nur als Hinweise oder bloße Anre-

gungen zu verstehen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21 und Nr 35 S 73). Um die Warnfunktion 

zu aktivieren, muss ein rechtskundig vertretener Beschwerdeführer sein Beweisbegehren des-

halb in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG als prozessordnungskonformen "Beweisan-

trag" im hier maßgeblichen Sinne der ZPO wiederholen und protokollieren lassen (§ 122 SGG 

iVm § 160 Abs 4 S 1 ZPO). Ohne eine solche förmliche Antragstellung ist grundsätzlich davon 

auszugehen (vgl § 202 S 1 SGG iVm § 295 Abs 1 ZPO), dass er sein Beweisverlangen nicht 

mehr weiterverfolgt, sondern fallengelassen hat. Diese erhöhten Anforderungen an Präzisierung 

und Formulierung eines Beweisantrags gelten zwar ausnahmsweise nicht, wenn Beschwerde-

führer in der Berufungsinstanz - wie hier - nicht durch einen rechtskundigen Prozessbevollmäch-

tigten vertreten waren (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 1 RdNr 5 und Nr 13 RdNr 11; BVerfG SozR 

3-1500 § 160 Nr 6 S 14; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 733). 

Dann sind an Form und Inhalt eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags weniger strenge 

Anforderungen zu stellen (BSG Beschlüsse vom 2.6.2003 - B 2 U 80/03 B - Juris RdNr 4 und 

vom 1.3.2006 - B 2 U 403/05 B - Juris RdNr 5; Becker, SGb 2007, 328, 331). Hat ein unvertrete-

ner Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung keinen Beweisantrag zu Protokoll erklärt, 

so lässt sich daraus nicht zwingend schließen, er habe einen solchen Antrag nicht mehr weiter-

verfolgen wollen (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 1 RdNr 5 mwN). Dass ein Beteiligter im Beru-

fungsverfahren nicht rechtskundig vertreten war, setzt die in § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

normierten Anforderungen an eine Sachaufklärungsrüge andererseits aber nicht vollständig au-

ßer Kraft. Vielmehr muss auch ein solcher Beteiligter darlegen, einen konkreten Beweisantrag 

zumindest sinngemäß gestellt zu haben, und deshalb angeben, welche konkreten Punkte er am 

Ende des Verfahrens noch für aufklärungsbedürftig gehalten hat und auf welche Beweismittel 

das Gericht hätte zurückgreifen sollen, um welchen Sachverhalt weiter aufzuklären (BSG Be-

schlüsse vom 2.6.2003 - B 2 U 80/03 B - Juris RdNr 4 und vom 22.7.2010 - B 13 R 585/09 B - 

BeckRS 2010, 71863 RdNr 11). Deshalb müssen auch unvertretene Kläger dem Berufungsge-

richt verdeutlichen, dass und ggf wo sie die Sachaufklärungspflicht noch nicht als erfüllt ansehen 

und deshalb im Berufungsverfahren auf die Sachverhaltsaufklärung hinwirken, deren Unterlas-

sen sie nunmehr rügen (BSG Beschlüsse vom 2.6.2003 - B 2 U 80/03 B - Juris RdNr 4 und vom 

1.3.2006 - B 2 U 403/05 B - Juris RdNr 5; Kummer, aaO, RdNr 732). Denn § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG setzt einen Beweisantrag ohne jede Einschränkung voraus. Deshalb ist im Nicht-

zulassungsbeschwerdeverfahren detailliert und nachvollziehbar aufzuzeigen, dass und ggf wo-

durch diese Voraussetzung zumindest im oben genannten Sinne erfüllt ist. Ebenso wie bei vor 

dem LSG rechtskundig vertretenen Klägern im Rahmen der Begründung der Nichtzulassungs-

beschwerde der Beweisantrag so genau zu bezeichnen ist, dass ihn das Revisionsgericht ohne 

weiteres auffinden kann (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; Nr 21 RdNr 5), ist daher ent-

sprechend modifiziert auch bei unvertretenen Klägern darzustellen, wann und wie sie dem LSG 
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gegenüber den aus ihrer Sicht noch notwendigen Aufklärungsbedarf geltend gemacht haben 

(vgl zum Ganzen: Senatsbeschluss vom 18.1.2011 - B 5 RS 55/10 B - BeckRS 2011, 68263 

RdNr 9). Daran mangelt es hier. Denn der Kläger hat es versäumt, in der Beschwerdebegrün-

dung detailliert anzugeben, welcher Vortrag zu welchen Tatsachen und Beweismitteln an wel-

cher (Fund-)Stelle in der Berufungsschrift oder in weiteren Schriftsätzen enthalten ist und aus 

welchen Begleitumständen das Berufungsgericht zwingend auf das (sinngemäße) Vorhanden-

sein der geschilderten Beweisanträge hätte schließen müssen. 

 

Soweit der Kläger schließlich "Zu den Würdigungen im Urteil des LSG Berlin-Brandenburg" so-

wie "Zu den relevanten Zeiträumen im Einzelnen" Stellung nimmt, rügt er im Kern seines Vor-

bringens das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG. Nach der aus-

drücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Verfahrensrüge hierauf 

nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentschei-

dung kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur 

Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 

Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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